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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Wahlen

Wahlen in kantonale Regierungen

Als einzige Partei hielt die BDP vor den Gesamterneuerungswahlen im Mai 2014 zwei
Sitze im Bündner Regierungsrat. Mindestens einer dieser beiden Sitze stand allerdings
auf dem Spiel, da sich einer der beiden bisherigen BDP-Exekutivmitglieder, nämlich
Hansjörg Trachsel, altershalber nicht mehr zur Verfügung stellte; Trachsel hatte drei
Amtsperioden hinter sich und hätte aufgrund der Amtszeitbeschränkung nicht mehr
antreten dürfen. Die BDP versuchte diesen freien Sitz zwar mit ihrem
Kantonalpräsidenten Jon Domenic Parolini zu verteidigen, die in Graubünden nach der
Abspaltung der BDP im Jahr 2008 neu gegründete SVP schickte sich allerdings ebenfalls
an, eine Regierungsbeteiligung zu erlangen. Die Volkspartei schickte ihr Aushängeschild,
den Bündner Nationalrat Heinz Brand ins Rennen. Brand hatte sich nicht nur auf
nationaler Ebene einen Namen gemacht, seit er 2011 glanzvoll ins eidgenössische
Parlament gewählt worden war, sondern er hatte auch 25 Jahre lang das Bündner
Migrationsamt geleitet und war seit 2012 Kantonspräsident der SVP. Nicht wenige
Stimmen zählten ihn gar zu einem möglichen Bundesratskandidaten der SVP. Brand war
allerdings bereits bei den letzten Regierungsratswahlen erfolglos angetreten. Auch die
GLP wollte sich am Kampf um den frei werdenden Regierungsratssitz beteiligen. Für die
Grünliberalen trat Grossrat Jürg Kappeler an. Die Nomination Kappelers diente vor
allem auch dazu, Präsenz für die gleichzeitig stattfindenden Parlamentswahlen zu
markieren. Auch Kappeler bewarb sich bereits zum zweiten Mal für ein Regierungsamt.
Neben den drei neuen Kandidierenden traten die vier bisherigen Bündner
Exekutivmitglieder wieder an. Die Wiederwahl von Barbara Janom Steiner (bdp), Mario
Cavigelli (cvp), Christian Rathgeb (fdp) und Martin Jäger (sp) galt als ungefährdet. Die
Bündner Regierungswahlen verhiessen auch deshalb Spannung, weil deren Ausgang
einen Einfluss auf die 2015 anstehenden Nationalratswahlen haben könnten. Bei der
BDP hatte Hansjörg Hassler seinen Rücktritt angekündigt und Parolini wäre wohl als
Nachfolger vorgesehen gewesen. Auch die SVP müsste für die eidgenössischen Wahlen
einen Ersatz für Brand suchen, sollte dieser in die Bündner Regierung gewählt werden.
Eine Umfrage der "Südostschweiz" bei rund 1000 Bünderinnen und Bündnern etwa drei
Monate vor den Wahlen zeigte einen hohen Rückhalt für Barbara Janom Steiner (bdp)
und Mario Cavigelli (cvp). Christian Rathgeb (fdp) und Martin Jäger (sp) lagen in der
abgefragten Wählergunst leicht abgeschlagen, aber noch vor Heinz Brand (svp), der
wiederum Jon Domenic Parolini (bdp) knapp hinter sich liess. Die Umfrage zeigte auch,
dass Wirtschafts- und Tourismusfragen die potenziellen Wählerinnen und Wähler am
meisten umtrieben, Bereiche für welche laut Umfrage die BDP als beste
Problemlöserpartei betrachtet wurde. Für etwas Wirbel im ansonsten sehr flauen
Wahlkampf sorgte ein Inserat der Bündner Wirtschaftsverbände, die nicht nur die
Kandidierenden der CVP, der FDP und der BDP, sondern auch Heinz Brand von der SVP
zur Wahl empfahlen, nicht aber die GLP und auch nicht – was weniger erstaunt – die SP.
Die GLP empörte sich darüber, dass die Wirtschaft mit den Befürwortern der
Masseneinwanderungsinitiative gleiche Sache mache und die SP warf den Verbänden
einseitige Politik vor. Jürg Michel, Direktor des Bündner Gewerbeverbandes, erklärte
die Nichtberücksichtigung der GLP damit, dass diese mitgeholfen habe, das Bündner
Olympiaprojekt zu versenken und nicht als bürgerliche Partei betrachtet werde. Ziel der
Wirtschaft sei eine bürgerliche Regierung ohne SP-Beteiligung. Zwei Wochen vor den
Wahlen zeigten die Resultate einer neuerlichen Umfrage ein leicht verändertes Bild.
Zwar lagen auch hier die Bisherigen vorn, Parolini hatte allerdings Brand überholt. Alle
Kandidierenden hatten mit Ausnahme des SVP-Kandidaten Brand im Vergleich zur
Februar-Umfrage Stimmen hinzugewonnen. Die "Südostschweiz" interpretierte das
schlechte Abschneiden Brands mit dessen Engagement für die
Masseneinwanderungsinitiative, mit der nicht nur die Wirtschaft, sondern auch die
Tourismusregion Graubünden geschwächt werde. Die Umfrage zeigte weiter, dass
Brand lediglich von Anhängern seiner eigenen Partei und von der FDP Stimmen erhielt. 
Tatsächlich schienen die Umfrageresultate gute Prädiktoren für die Wahlen vom 18. Mai
zu sein. Neben den vier Bisherigen schaffte es nämlich Jon Domenic Parolini in die
Bündner Regierung und verteidigte damit den zweiten BDP-Sitz gegen die SVP
erfolgreich. Zwar übersprang auch Heinz Brand (svp) das absolute Mehr (17'417
Stimmen), mit seinen 20'619 Stimmen lag er aber fast 5'000 Stimmen hinter Parolini
(25'309 Stimmen), der gar noch Martin Jäger (sp, 22'575 Stimmen) überholte. Eine
Bestätigung der Umfragen zeigte sich auch in der problemlosen Wiederwahl von

WAHLEN
DATUM: 18.05.2014
MARC BÜHLMANN
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Barbara Janom Steiner (bdp, 32'666 Stimmen) und Mario Cavigelli (cvp, 32'057
Stimmen), die vor Christian Rathgeb (fdp, 27'009 Stimmen) an die Spitze gesetzt
wurden. Keine Chance hatte Jürg Kappeler (glp), der von 9'218 Wählerinnen und
Wählern unterstützt wurde. Die Wiederwahl der Bisherigen wurde als Wunsch nach
Stabilität interpretiert. Parolinis gutes Abschneiden sei zudem mindestens zum Teil
Brand geschuldet, da all jene, welche dem SVP-Nationalrat die
Masseneinwanderungsinitiative übel genommen hätten, für den BDP-Präsidenten
gestimmt hätten. 1

Eidgenössische Wahlen

Gleich drei Vakanzen für die total fünf Nationalratssitze verhiessen im Kanton
Graubünden Spannung. Zurückgetreten waren Brigitta Gadient (bdp), Sep Cathomas
(cvp) und Andrea Hämmerle (sp). Auf 15 Listen (2007: 13) bewarben sich 17 Frauen und
52 Männer für einen Sitz in Bern. Damit nahm die Zahl der Kandidierenden im Vergleich
zu 2007 zwar leicht zu (61), der Frauenanteil aber markant ab (von 36,1% auf 24,6%). Im
Kanton Graubünden kam es zu einer national einmaligen Listenverbindung zwischen SP,
Grünen – die sich im Kanton unter dem Namen „Verda“ erst 2010 wieder neu gegründet
hatten – und der GLP. Ziel der Verbindung war die Eroberung einer der beiden BDP-
Sitze. Die Verbindung der GLP mit dem linken Lager brachte den Grünliberalen heftige
Kritik der bürgerlichen Parteien ein. So könne sie gleich das ‚L‘ aus ihrem Kürzel
streichen. Zudem verbanden sich die SVP und die EDU, während sowohl FDP als auch
CVP und BDP den Alleingang wählten, nachdem die Freisinnigen einer gemeinsamen
Dreierliste eine Abfuhr erteilt hatten. 

Die seit 1999 stabile Sitzverteilung geriet gehörig durcheinander. Die BDP erzielte 20,5%
an Wählerstimmen, was ziemlich genau ihrem Sitzanteil im Kantonsparlament
entsprach. Damit verlor sie allerdings einen der beiden Sitze, obwohl der
wiedergewählte Hassler das beste Einzelresultat erzielte. Überraschend viele
Wähleranteile (24,5%) sicherte sich die SVP, die sich Mitte 2008 in Graubünden neu
konstituiert hatte und im Gegensatz zur BDP den strammen Zürcher Flügel vertrat. Mit
diesem Anteil sicherte sich auch die SVP einen Sitz, der neu von Heinz Brand besetzt
wurde. Zusammen holten sich die BDP und die SVP damit 45% Wähleranteil, was
verglichen mit dem Anteil der damaligen SVP bei den Wahlen 2007 einer Zunahme von
10,3 Prozentpunkten entsprach. Darüber hinaus konnte neu auch die GLP mit 8,3% der
Bündner Stimmen und dank der geschickten Listenverbindung einen Sitz gewinnen. Der
umtriebige Josias Gasser, der 2008 auf Anhieb ins Stadtparlament von Chur und 2010
ins kantonale Parlament gewählt wurde, wird die Bündner GLP in Bern vertreten. Da
auch die Grünen 2,2% Wähleranteil gewinnen konnten, mussten die restlichen vier
Parteien insgesamt über 20% Wählerverluste unter sich verteilen. Am stärksten unter
der Flurbereinigung zwischen BDP und SVP zu leiden hatte die FDP, die nur noch auf
11,9% der Stimmen kam und nicht nur 7,2 Prozentpunkte, sondern gleich auch noch
ihren Sitz verlor. Dies war auch deshalb überraschend, weil die Freisinnigen bei den
kantonalen Wahlen 2010 noch hatten zulegen können und sogar fraktionsstärkste Partei
geworden waren. Mit der Abwahl von Tarzisius Caviezel verlor die FDP ihren seit 1919
ununterbrochen gehaltenen Bündner Sitz. Auch die CVP (16,6%, -3,7 Prozentpunkte)
und die SP (15,6%, -8,1 Prozentpunkte) mussten massive Verluste in Kauf nehmen, beide
Parteien konnten allerdings ihren jeweiligen Sitz halten. Für die CVP wurde Martin
Candinas gewählt. Für die SP wurde die ehemalige Nationalrätin (1995-1999) Silva
Semadeni wieder nach Bern geschickt. Die EDU büsste ebenfalls Terrain ein und kam
neu noch auf 0,5% Wähleranteil (-1,1 Prozentpunkte). Die Wahlbeteiligung lag bei 45,1%
und damit um einiges höher als noch 2007 (41,9%). Stabil blieb der Frauenanteil: seit
1999 schickt die Bündner Wahlbevölkerung eine Frau und vier Männer nach Bern. 2

WAHLEN
DATUM: 23.10.2011
MARC BÜHLMANN

Anlässlich der eidgenössischen Wahlen traten 26 Nationalrätinnen und Nationalräte
und 11 Ständerätinnen und Ständeräte nicht mehr an. Die Zahl verringerte sich damit
im Vergleich zu 2011, als im Nationalrat 38 und im Ständerat 12 Rücktritte zu
verzeichnen waren. In der grossen Kammer musste die SVP die meisten Nachfolger
finden, da sich neun ihrer Vertreterinnen und Vertreter nicht mehr zur Wahl stellten.
Bei der SP waren es fünf, bei der FDP und den Grünen vier und bei der CVP drei
Nationalratsmitglieder, die ersetzt werden mussten. Von der BDP legte nur der Bündner
Nationalrat Hansjörg Hassler sein Amt nieder, während bei der GLP alle Bisherigen
erneut kandidierten. In der kleinen Kammer musste die CVP vier und die FDP fünf
Abgänge verkraften. Bei den Christdemokraten betraf dies die Ständeräte Peter Bieri

WAHLEN
DATUM: 17.10.2015
ANDREA DENZ
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(Zug), René Imoberdorf (Wallis), Paul Niederberger (Nidwalden) und Urs Schwaller
(Freiburg); bei den Freisinnigen Hans Altherr (Appenzell Ausserrhoden), Christine
Egerszegi (Aargau), Felix Gutzwiller (Zürich), Hans Hess (Obwalden) und Georges Theiler
(Luzern). Die Grünliberalen waren mit der schwierigen Situation konfrontiert, dass ihre
einzigen beiden Ständeratsmitglieder – Verena Diener (Zürich) und Markus Stadler (Uri)
– gleich beide den Rücktritt bekanntgaben.

Auf 15 verschiedenen Listen kämpften die Kandidierenden bei den Nationalratswahlen
im Kanton Graubünden um die fünf begehrten Sitze. Bei gleichbleibender Listenzahl
erhöhte sich die Zahl der Anwärterinnen und Anwärter leicht auf insgesamt 70 (2011:
69). Ausser bei den Grünliberalen ergänzten die Listen der jeweiligen Jungparteien jene
der Mutterparteien. Die FDP trat zudem mit zwei („Liberal“ und „Wirtschaft“), und die
SVP sogar mit drei Hauptlisten an („M“,“B“ und „International“). Mit den Patriotisch
Liberalen Demokraten (PLD) komplettierte eine von zwei Sportgymnasiasten
gegründete, rechtsbürgerliche Partei das Kandidatenfeld.

Dominantes Thema im Bündner Nationalratswahlkampf war zweifelsohne die Kandidatur
der EMS-Chefin Magdalena Martullo-Blocher für die SVP. Der Antrittsentscheid der
Tochter von SVP-Mäzen Christoph Blocher sorgte dafür, dass die Wahlen in der
Südostschweiz starke nationale Medienaufmerksamkeit erhielten. Für Diskussionen
sorgte dabei der Umstand, dass die Unternehmerin ihren Wohnsitz im zürcherischen
Feldmeilen und nicht etwa im Kanton Graubünden hatte. Ihre Wahlchancen wurden
aufgrund ihrer geringen lokalen Verankerung deshalb von einigen Medienexponenten als
eher gering eingeschätzt. Ausser mit der Kleinpartei PLD ging die SVP keine
ausserparteilichen Listenverbindungen ein. Zu verteidigen hatte die Volkspartei einen
Sitz, nämlich jenen von Kantonalpräsident Heinz Brand. Mit ihrer Liste M (für Martullo)
und ihrer Liste B (für Brand) machte die SVP klar, dass ihr Ziel für die Wahlen ein
Sitzgewinn darstellte. 
Gefährdet war insbesondere das Mandat des GLP-Nationalrats Josias Gasser. Die
Grünliberalen hatten 2011 dank einer Listenverbindung mit der SP den Einzug in den
Nationalrat geschafft. Vier Jahre später kam ihnen von den Sozialdemokraten jedoch
wenig Gegenliebe entgegen, da sich diese von Gassers Bilanz in Bern enttäuscht
zeigten. Gasser versuchte seinerseits, sich deutlich von links abzugrenzen, um eine
Verbindung mit den anderen bürgerlichen Mitteparteien zu erreichen. Als er von diesen
jedoch verschmäht wurde, blieb der GLP nichts anderes übrig als erneut eine Zweckehe
mit der SP einzugehen. Bei den Sozialdemokraten und ihrer Nationalrätin Silva
Semadeni sorgte dieser Verbund zwar ebenfalls für wenig Begeisterung, zumindest aber
erhöhten sich so rechnerisch die Chancen auf einen Sitzgewinn. Wohl entscheidender
für die Listenverbindung war jedoch die erhoffte Verhinderung eines Sitzgewinnes der
SVP.
Auf bürgerlicher Seite  kam es zu einer breiten Koalition aus FDP, BDP und CVP, was in
Graubünden seit langer Zeit die erste Verbindung dieser Art darstellte. Lange gab es
auch Diskussionen über einen Anschluss der SVP. Diese Debatte wurde vor allem von
der SVP selber forciert, welche einen solchen Zusammenschluss energisch forderte.
Von Seiten der anderen bürgerlichen Parteien wurde verhalten über Verhandlungen mit
der Volkspartei kommuniziert. Für Missmut sorgte die Drohung seitens der SVP, man
würde die bisherigen Ständeräte von FDP und CVP mit einem eigenen Kandidaten
konkurrenzieren, falls der Schulterschluss nicht zustande käme. Die bürgerlichen
Parteien entschieden sich aber letztlich, ohne die SVP anzutreten. Ihre Koalition galt
damit als aussichtsreichste Anwärterin auf die Eroberung des gefährdeten GLP-Sitzes.
Dieser war der FDP bei den letzten Wahlen weggeschnappt worden und lag nun – laut
Umfragen kurz vor der Wahl – für den Freisinn wieder in Reichweite. Der Sitz des
bisherigen CVP-Nationalrats Martin Candinas galt als nicht gefährdet. Ebenso wenig
wurde mit einer Nichtwahl des Engadiner BDP-Mannes Duri Campell gerechnet, welcher
den zurücktretenden Hansjörg Hassler ersetzten sollte.

Der Wahltag endete mit einer eindeutigen Wahlsiegerin – der SVP. Die Partei konnte
gegenüber den letzten Wahlen um 5.2 Prozentpunkte zulegen und kam neu auf 29.7%
Wähleranteil. Dank diesem Glanzresultat und dem daraus resultierenden Sitzgewinn,
schaffte Magdalena Martullo-Blocher tatsächlich den Einzug in den Nationalrat. Mit
18‘901 Stimmen erreichte sie gar das drittbeste Resultat im Kanton. Leidtragender war –
wie erwartet – der bisherige GLP-Nationalrat Josias Gasser. Seine Partei verlor zwar nur
leicht (-0.4 Prozentpunkte), was aber für den Verlust seines Mandates ausreichte. Die
Listenpartnerin SP gehörte mit einem Zuwachs auf 17.6% (+2 Prozentpunkte) ebenfalls
zu den Wahlgewinnerinnen. Die Sozialdemokraten sind somit neu die zweitstärkste
Kraft im Kanton. Ein Debakel erlitt die BDP, welche mit einem Verlust von 6

WAHLEN
DATUM: 18.10.2015
ANDREA DENZ
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Prozentpunkten regelrecht abstürzte. Mit 14.6% Wähleranteil rutschte die Mittepartei
damit vom zweiten auf den vierten Rang ab. Die CVP (16.8%, +0.2 Prozentpunkte) und
die FDP (13.3%, +1.4 Prozentpunkte) konnten ihre Anteile leicht ausbauen. Insbesondere
für die FDP war jedoch enttäuschend, dass sie den 2011 verlorenen Sitz nicht
zurückerobern konnte. Die neue Bündner Delegation setzt sich damit folgendermassen
zusammen: 2 SVP, 1 CVP, 1 BDP und 1 SP. Die Wahlbeteiligung stieg gegenüber 2011 um
0.9 Prozentpunkte leicht an (46%) und der Frauenanteil erhöhte sich durch die Wahl
Martullo-Blochers auf 40% (2011: 20%). 3

Landesverteidigung

Zivildienst und Dienstverweigerung

Zivildiensteinsätze in der Landwirtschaft erleichtern: Dieses Anliegen brachte Hansjörg
Hassler (bdp, GR) Mitte 2015 in einem Postulat vor. Konkret störte sich der Bündner
daran, dass die Landwirtschaft nicht Teil von Schwerpunktprogrammen ist. Das sind
diejenigen Programme, in welchen die "langen" Zivildiensteinsätze geleistet werden
können (Pflege, Betreuung, Umwelt). Diese Einschränkung bedeute einen grossen
Attraktivitätsverlust der Landwirtschaft für den Zivildienst, wohingegen der Einsatz
Zivildienstleistender in der Landwirtschaft als grosser Gewinn betrachtet werde. In
diesem Sinn solle der Bundesrat Lösungen präsentieren, um auf Gesetzes- oder
Verordnungsweg die Attraktivität der Landwirtschaft für den Zivildienst zu erhöhen.
Dem zustimmenden Antrag des Bundesrates folgend wurde das Geschäft diskussionslos
angenommen. 4

POSTULAT
DATUM: 25.09.2015
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Avec la modification du 15 novembre 2017 de l’ordonnance sur le service civil (OSCi), le
Conseil fédéral a facilité l’accès aux affectations de service civil dans l’agriculture,
répondant ainsi au postulat Hassler. Le postulat a donc été classé. 5

POSTULAT
DATUM: 05.06.2018
DIANE PORCELLANA

Wirtschaft

Landwirtschaft

Agrarpolitik

Die Detailberatungen von Erst- und Zweitrat erstreckten sich im Rest des
Berichtsjahres über sechs bzw. vier Sitzungen und zeichneten sich durch zeitweise
hitzige Diskussionen aus. Auffällig war, dass sich die Nationalräte Aebi (svp, BE) und
Ritter (cvp, SG) besonders oft mit Wortmeldungen und Minderheitsanträgen
exponierten; die Medienberichterstattung führte dies auf deren Kandidaturen für das
zu dieser Zeit ausgeschriebene Präsidium des Bauernverbandes zurück. Im Besonderen
bestimmten die gesetzlichen Grundlagen für Milchmarkt, der Import von Fleisch und
lebenden Pferden sowie Bestimmungen zu den Direktzahlungen die inhaltliche
Erörterung. Betreffend Milchmarkt setzte sich im Nationalrat eine Minderheit Rösti
(svp, BE) durch, die das Obligatorium für Milchkaufverträge aufrechterhalten wollte.
Demnach dürften ProduzentInnen ihre Milch jeweils nur an einen Vertragspartner
verkaufen, die Verträge würden zudem auf die Mindestdauer von einem Jahr ausgelegt
und sollten Regelungen zu Mengen, der Preisfestsetzung und den Zahlungsmodalitäten
enthalten. Die Verträge müssten einem staatlichen Verwaltungsorgan gemeldet werden,
und Verstösse würden vom Bundesrat mit Sanktionen geahndet. Der Ständerat
widersetzte sich dieser Entscheidung, weil die Milchwirtschaft dadurch wesentliche
marktwirtschaftliche Attribute wieder verlieren würde, die sie mit der Aufhebung der
Milchkontingentierung 2009 erst kürzlich erhalten hatte. Er kehrte deswegen zum
Vorschlag des Bundesrates zurück: Die Branche solle selbst einen Standardvertrag
organisieren, der auf Begehren der Branchenorganisation vom Bundesrat für
verbindlich erklärt werden könne. Wenn im Sektor keine Einigung über einen Vertrag
erzielt werde, habe der Bundesrat die Kompetenz, vorübergehende Vorschriften über
Kauf und Verkauf von Rohmilch zu erlassen. Als Nächstes sprachen sich beide Räte für
eine Kontingentierung des Pferdeimports aus. Nach einem Vorschlag der
ständerätlichen Minderheit Seydoux (cvp, JU) sollen die Kontingente zu 50% aufgrund
der Käufe von in der Schweiz gezüchteten Pferde verteilt werden: Damit sollen die
einheimische Pferdezucht und insbesondere die Freiberger Pferde aus dem Jura,
welche zu dem Zeitpunkt die noch einzige ursprüngliche Schweizer Rasse waren,

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.12.2012
JOHANNA KÜNZLER
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geschützt werden. Auch der Import von Fleisch wurde restringiert: Nachdem eine
Minderheit Hassler (bdp, GR) im Nationalrat mit 87 zu 90 Stimmen äusserst knapp
gescheitert war, nahm die ständerätliche Kommission den Vorschlag wieder auf und
verlangte, dass 40% der Zollkontingentsanteile von Rinder-, Schaf-, Ziegen- und
Pferdefleisch nach der Zahl von in der Schweiz geschlachteten Tieren zugeteilt werden
soll. Die ständerätliche Ratslinke und Bundesrat Schneider-Ammann argumentierten
vergeblich dagegen, dass eine solche Einschränkung des freien Marktes nicht wie
beabsichtigt die kleinen und mittleren Metzgereien fördern, sondern den fünf grössten
Schlachtbetrieben der Schweiz, welche damals bereits 70% der Rindergattung
schlachteten, eine noch grössere Macht verschaffen würde. In der Abstimmung setzte
sich die Kommission schliesslich mit 21 zu 15 Stimmen durch. Im Kernbereich der
Beratungen, der Umgestaltung des Direktzahlungssystems, befassten sich die Räte
zuerst mit den Bedingungen, welche zum Bezug von staatlicher Unterstützung
berechtigen. Der Ständerat beschloss dabei, dass Direktzahlungen nicht mehr für
bewirtschaftete Flächen ausgezahlt werden sollen, welche nach Inkrafttreten dieser
Gesetzgebung in eine Bauzone umgewandelt werden. Es handelte sich dabei um einen
Kompromissvorschlag zwischen den Anliegen des Bundes- und des Nationalrats, welche
Beiträge für sich in Bauzonen befindende Flächen vollständig bzw. überhaupt nicht
streichen wollten. Mit der Fassung des Ständerats sollten einerseits Kulturlandflächen
gegen zu grosszügige Neueinzonungen geschützt, andererseits aber solche Bäuerinnen
und Bauern nicht bestraft werden, die zurzeit noch nicht bebaute Flächen
bewirtschaften und pflegen. Bei der Neuausrichtung der Direktzahlungen selbst wurde
im Nationalrat die Einführung des Instruments „Landschaftsqualitätsbeiträge“ intensiv
diskutiert: Die Gegner kritisierten, dass die Landwirte damit für Leistungen abgegolten
werden sollten, welche erstens von diesen seit Jahrzehnten freiwillig erbracht und
zweitens nicht objektiv beurteilt werden könnten: So seien die Ausschmückung des
Hofs mit Geranien, eine mit Kopfstein gepflasterte Strasse oder die Einrichtung einer
Feuerstelle keine unterstützenswerten Massnahmen. Der Bundesrat und die
Befürworter erklärten daraufhin, dass diese Beiträge auf spezifische, traditionelle
Bewirtschaftungsarten wie etwa Wytweiden im Jura oder Wässermatten im Oberaargau
abzielten, deren Fortbestand nicht zuletzt auch für die Schweiz als Tourismusmagnet
von grosser Wichtigkeit seien. Die SVP, jeweils eine knappe Mehrheit der FDP und der
BDP sowie ein Drittel der CVP sprachen sich in der Abstimmung der grossen Kammer
gegen diese Art von Beiträgen aus, unterlagen jedoch mit 85 zu 98 Stimmen. Im
Ständerat fiel die Annahme der Beiträge mit 30 zu 9 Stimmen deutlicher aus. Die
radikalste Änderung nahmen die beiden Kammern mit der Streichung der Tierbeiträge
vor: Die Auszahlung pro Tier bzw. Grossvieheinheit habe falsche Anreize gesetzt und zu
Überproduktion, tiefen Preisen im Milchsektor, steigenden Kraftfutterimporten und zu
erhöhter Umweltbelastung geführt. Stattdessen werden deshalb sogenannte
„Versorgungssicherheitsbeiträge“ eingeführt: Dabei handelt es sich um
flächenbezogene Zahlungen, die eine sichere Versorgung der Bevölkerung mit
Nahrungsmitteln garantieren sollen. Sie setzen sich zusammen aus einem Basisbeitrag
je Hektare und einem zusätzlichen abgestuften Beitrag in Bezug auf geografische und
klimatische Erschwernisse. Bei Grünflächen muss ausserdem ein Mindesttierbesatz
erreicht werden. Die SVP und Teile der CVP, FDP und BDP stellten sich dagegen und
brachten im Nationalrat einen Minderheitsantrag Aebi (svp, BE) ein, der mit einer
Erhöhung des Basisbeitrags je nach Tierbesatz die Tierbeiträge zumindest teilweise
beibehalten wollte. Dieser Vorschlag wurde auch ausserhalb der Ratsdiskussion stark
propagiert, war aber in der Abstimmung mit 100 zu 80 Stimmen chancenlos. Auch im
Ständerat waren die neuen Beiträge umstritten und wurden mit Minderheitsanträgen
sowie einem Alternativvorschlag der Kommissionsmehrheit bekämpft. Die Version des
Bundesrats setzte sich schliesslich dennoch durch, was hauptsächlich den Ständeräten
Freitag (fdp, GL) und Baumann (cvp, UR) zu verdanken war: Als in der ständerätlichen
Kommission klar geworden war, dass die Versorgungssicherheitsbeiträge so nicht
akzeptiert würden, arbeiteten die beiden bürgerlichen Ständeräte zwei Einzelanträge
zur Anpassung der Übergangsbeiträge aus. Diese befristeten Zahlungen sollen einen für
die Landwirte sozialverträglichen Systemwechsel ermöglichen. Nachdem Ständerat
Freitag seinen Antrag zugunsten des anderen zurückgezogen hatte, akzeptierten die
Ratsmitglieder den Antrag Baumann, laut welchem die Übergangsbeiträge acht Jahre
lang ausgerichtet werden und bis 2017 um nicht mehr als 10% pro Jahr zurückgestuft
werden dürfen. Damit wurde diejenige Neuerung, gegen welche sich der
Schweizerische Bauernverband (SBV) am heftigsten gestemmt hatte, bereits im
Berichtsjahr von den Räten definitiv in das revidierte Gesetz aufgenommen. Auch die
Verlängerung des Moratoriums für gentechnisch veränderte Organismen wurde von den
Räten im Rahmen der Agrarpolitik beschlossen. Sie nahmen damit das Anliegen einer
Motion Ritter (cvp, SG) auf, die sich auf die Ergebnisse des nationalen
Forschungsprojekts (NFP 59) gestützt hatte: Der Einsatz von dem zurzeit verfügbaren
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gentechnisch veränderten Saatgut erbringe keine wirtschaftlichen Vorteile für die
Schweizer Landwirte, deswegen sei eine Fortführung des Moratoriums gerechtfertigt.
Die Frist soll neu bis Dezember 2017 gelten. Trotz ausgedehnten Diskussionen im
Nationalrat konnte die FDP, welche die Aufhebung bzw. eine Verkürzung der Frist
zusammen mit Minderheiten der CVP, BDP und SVP unterstützt hatte, die übrigen
Ratskolleginnen und -kollegen nicht überzeugen. 6

Landwirtschaft und Umweltschutz

Par ailleurs, le Conseil national a modifié une motion Hassler (pbd, GR) chargeant le
gouvernement d’introduire des instruments permettant de protéger les terres
cultivables et de garantir les surfaces d’assolement. La chambre basse a supprimé la
disposition initiale visant l’assouplissement de la protection des forêts. Le motionnaire
a estimé que la pression exercée sur les terres cultivables et les espaces naturels est
trop importante, la surface agricole se réduisant chaque année au profit de la surface
forestière. 7

MOTION
DATUM: 01.10.2010
SÉBASTIEN SCHNYDER

Le Conseil national a transmis un postulat Hassler (pbd, GR) qui invite le gouvernement
à étudier les possibilités d’un changement d’affectation des constructions agricoles
non utilisées situées hors des zones à bâtir. Le député a estimé que les changements
structurels de l’économie agricole ont pour conséquence l’impossibilité d’utiliser et
d’entretenir les constructions agricoles, tels les mayens. Cela constitue pour lui une
atteinte au paysage dans les régions de montagne. Il a ainsi préconisé un changement
d’affectation permettant de les exploiter dans des activités d’agro-tourisme qui
amélioreraient par là même le revenu des paysans. 8

POSTULAT
DATUM: 01.10.2010
SÉBASTIEN SCHNYDER

Tierische Produktion

Der Nationalrat überwies ein Postulat Hassler (bdp, GR). Der Bundesrat solle
überprüfen, ob die Grossvieheinheit (GVE) bei Mutterkühen analog zu gemolkenen
Kühen von 0,8 auf 1 gesetzt werden sollte. Die GVE wirkt sich direkt auf tierbezogene
Beiträge an die Landwirte aus. Da Mutterkühe punkto Pflege und Futter die gleichen
Kosten verursachen wie gemolkene Kühe und zudem durch die Produktion von
Kalbfleisch ebenfalls zur Ernährung der Bevölkerung beitragen, sei eine
Gleichbehandlung im Rahmen des GVE-Ansatzes gerechtfertigt. 9

POSTULAT
DATUM: 28.09.2012
JOHANNA KÜNZLER

Die grosse Kammer forderte mit einer Motion Hassler (bdp, GR) einstimmig, dass die
Moderhinke bei Schafen koordiniert bekämpft werden soll. Hierbei handelt es sich um
eine Klauenkrankheit, welche bei Schafen, Gämsen und Steinböcken auftreten kann und
für die Tiere äusserst schmerzhaft ist. Die Seuche sei in der Schweiz weit verbreitet und
führe bei betroffenen Schafhaltern nicht nur zu erheblichen ökonomischen Einbussen,
sondern auch zu einem enormen Pflegeaufwand. Der Einsatz von Antibiotika sei zudem
oft unvermeidlich. Kantonale Strategien gegen diese Krankheit würden sich stark
unterscheiden und seien teilweise gar inexistent, was immer wieder zu
Neuansteckungen führe. Der Bund solle daher die Leitung bei der Bekämpfung
übernehmen. Die Motion gelangt nun zur Behandlung in den Ständerat. 10

MOTION
DATUM: 03.02.2014
JOHANNA KÜNZLER

Die grosse Kammer schrieb 2014 ein Postulat Hassler (bdp, BE) ab. Der Bundesrat war
der Forderung, die Haltung von Mutterkühen in Zukunft mit gleich vielen Subventionen
abzugelten wie jene von anderen Milchkühen, 2013 im Rahmen der neuen Agrarpolitik
nachgekommen. 11

POSTULAT
DATUM: 02.06.2014
JOHANNA KÜNZLER
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Lebensmittel

Le Conseil national a adopté un postulat Hassler (pbd, GR) chargeant le Conseil fédéral
d’examiner la question de la coexistence entre les AOP/IGP et les dénominations
géographiques locales traditionnellement utilisées pour des produits analogues. Le
postulant souhaite effectivement autoriser l’utilisation de dénominations locales
établies qui utilisent traditionnellement une appellation protégée tout en ne respectant
pas son cahier des charges. Il cite ainsi l’exemple du « Davoser Bergkäse » qui est
produit dans la même région mais qui ne respecte pas le cahier des charges AOP du
« Bündner Bergkäse » et qui peut dès lors se voir retirer l’appellation « Bergkäse ». 12

POSTULAT
DATUM: 18.03.2011
SÉBASTIEN SCHNYDER

Ein Postulat Hassler (bdp, GR), welches vom Bundesrat einen Bericht verlangte zur
Koexistenz von geschützten Ursprungsbezeichnungen (AOP) oder geschützten
geografischen Angaben (IGP) mit Erzeugnissen aus derselben Region, die einen
ähnlichen Namen tragen wie die geschützten Produkte, wurde im Juni 2014 als erfüllt
abgeschrieben. Das Bundesamt für Landwirtschaft hatte einen entsprechenden Bericht
im Oktober 2012 veröffentlicht. Darin zeigte es auf, dass die Koexistenz zwischen diesen
beiden Erzeugnis-Kategorien durch den rechtlichen Status quo nicht ausgeschlossen
sei. Ein „Davoser Bergkäse“ etwa dürfe diese Bezeichnung behalten, obwohl er nicht
den AOP-Kriterien des „Bündner Bergkäses“ entspreche, sofern sich das Produkt auch
tatsächlich von dem geschützten unterscheide, der Name schon langjährig und
rechtmässig gebraucht werde und jegliche Täuschungsgefahr ausgeschlossen werden
könne. 13

POSTULAT
DATUM: 02.06.2014
JOHANNA KÜNZLER

Tierhaltung, -versuche und -schutz

Le Conseil national a adopté une motion Hassler (pbd, GR) chargeant le Conseil fédéral
d’élaborer une gestion à long terme des grands prédateurs en concertation avec les
pays voisins et de mettre en place une législation adéquate allant dans ce sens. La
motion vise à minimiser de manière durable les dégâts engendrés par le loup, le lynx et
l’ours tout en respectant les engagements internationaux. 14

MOTION
DATUM: 30.09.2010
SÉBASTIEN SCHNYDER

Le Conseil national a adopté par 94 voix contre 85 une seconde motion du même
député (Hassler (bdp/pbd)) chargeant le gouvernement de soutenir la protection des
troupeaux contre les grands carnivores. Il a estimé que le monde paysan ne doit pas
assumer les coûts supplémentaires occasionnés par la croissance du nombre de grands
carnivores en Suisse. La motion charge donc la Confédération d’assumer les coûts de
protection des troupeaux et de prendre plus de responsabilités dans le domaine de la
gestion des chiens de protection. L’UDC, les verts ainsi qu’un forte proportion de
radicaux ont rejeté la motion sans succès. 15

MOTION
DATUM: 30.09.2010
SÉBASTIEN SCHNYDER

Le Conseil des Etats a modifié par 30 voix contre 2 sur proposition de sa CEATE la
motion Hassler (pbd, GR) adoptée l’année précédente par le Conseil national afin de
charger le gouvernement de rédiger un rapport sur le financement à long terme des
mesures de protection des troupeaux ainsi que sur les aspects juridiques y étant liés,
et non pas de les financer comme demandé initialement. La CEATE-CE a estimé que la
question de la responsabilité en cas d’attaque des chiens de protection était déjà
réglementée dans le Code des obligations et qu’un suivi pour les chiens de protection
était en cours. Toutefois, au vu de l’augmentation du nombre de grands prédateurs et
de l’extension de leur territoire, elle a estimé utile d’approfondir la question pour
poursuivre, voir renforcer, les mesures déjà à l’œuvre. Le Conseil national a aisément
adopté la proposition du Conseil des Etats. 16

MOTION
DATUM: 16.03.2011
SÉBASTIEN SCHNYDER

Le Conseil des Etats a aisément accepté une deuxième motion Hassler (pbd, GR)
adoptée par le Conseil national l’année précédente chargeant le Conseil fédéral
d’élaborer une gestion à long terme des grands prédateurs en respectant les
obligations internationales et en consultant les pays voisins. 17

MOTION
DATUM: 16.03.2011
SÉBASTIEN SCHNYDER
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Die beiden Kammern zeigten sich 2014 mit der Erfüllung einer Motion Hassler (bdp, GR)
durch den Bundesrat zufrieden und schrieben sie ab. Die Exekutive hatte 2013 einen
Bericht verfasst, in welchem sie darlegte, wie sie künftig den Herdenschutz
organisieren und finanzieren will, um ein harmonisches Zusammenleben zwischen
Menschen und Grossraubtieren wie etwa dem Wolf oder dem Bären zu ermöglichen. 18

MOTION
DATUM: 02.06.2014
JOHANNA KÜNZLER

Die 2011 durch eine Motion Hassler (bdp, GR) beantragte Revision des Wolfskonzepts
stiess in der Vernehmlassung auf Widerstand von verschiedensten Seiten. Umwelt- und
Tierschutzverbänden sowie den Grünen ging der Vorschlag zu weit, während die SVP
jeglichen Schutz des Wolfes in der Schweiz kategorisch ablehnte. Betroffene Kantone
zweifelten zudem an der Praxistauglichkeit. UVEK-Vorsteherin Leuthard (cvp) beschloss
daher, das Konzept zugunsten der hängigen Motion Engler (cvp, GR) zu sistieren. Da sich
mit der klar befürwortenden Haltung der verantwortlichen Nationalratskommission
bereits im November deren Annahme abzeichnete, schickte Leuthard im Dezember
zudem eine Revision der Jagdverordnung in die Vernehmlassung. Mit dieser soll der zur
Verfügung stehende rechtliche Spielraum ausgenutzt werden, um die operative
Verantwortung im Umgang mit dem Wolf wieder vermehrt den Kantonen zu
überlassen. Der Bund solle sich künftig auf seine Rolle als Oberaufsicht beschränken.
Die Umweltschutzverbände WWF und Pro Natura zeigten sich noch vor Beginn der
Vernehmlassungsfrist enttäuscht von diesem Verordnungsentwurf. Die Politik habe sich
von Polemik und Panikmacherei manipulieren lassen. 19

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.07.2014
JOHANNA KÜNZLER

Wie zuvor schon der Nationalrat kam auch der Ständerat der Empfehlung von Bundesrat
und Kommission nach und nahm die Motion Hassler (bdp, GR) zur schweizweit
koordinierten Bekämpfung der Moderhinke bei Schafen und anderen Huftieren ohne
Gegenvotum an. Durch die Annahme der Motion in beiden Räten wird der Bundesrat
nun beauftragt, Voraussetzungen zu schaffen, um die Moderhinke koordiniert
bekämpfen zu können. Dies ist einerseits aus tierrechtlicher Perspektive von
Bedeutung, da die Krankheit den Tieren starke Schmerzen zufügt, andererseits auch aus
ökonomischen Gründen sinnvoll, da die Behandlung der Krankheit mit Medikamenten
wie Antibiotika teuer ist und viel Zeit in Anspruch nimmt. 20

MOTION
DATUM: 09.06.2015
LAURA SALATHE

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Raumplanung

Gleich zwei Motionen drückten ihre Besorgnis über den stetigen Verlust an Kulturland
aus. Die Motion Hassler (bdp, GR) will den Bundesrat beauftragen, im RPG Instrumente
zum Schutz von Fruchtfolgeflächen und landwirtschaftlichen Nutzflächen zu verankern.
In diesem Zusammenhang plädierte der Motionär insbesondere für die Lockerung des
absoluten Waldschutzes, da er hauptsächlich diesen für die schrumpfende
Landwirtschaftsfläche verantwortlich macht. Der Bundesrat teilte das Anliegen des
Motionärs und verwies auf die geplante zweite Teilrevision des Raumplanungsgesetzes,
welche einen besseren Schutz solcher Flächen anstrebt. Zurückhaltender zeigte er sich
beim Verhältnis von Landwirtschafts- und Waldschutz. Dieses soll ebenfalls im Rahmen
dieser zweiten RPG-Revision einer Prüfung unterzogen werden. Der Nationalrat folgte
der Begründung des Bundesrates und nahm die Motion teilweise an. Die Motion
Bourgeois (fdp, FR) hingegen macht die Siedlungsentwicklung für den Kulturlandverlust
verantwortlich und die Arealstatistik des BfS gibt ihr zumindest teilweise Recht. Diese
zeigt, dass in den 80er und 90er Jahren rund zwei Drittel der verlorenen Agrarflächen
neuen Siedlungsflächen gewichen sind und rund ein Drittel zu Wald wurde, wobei diese
Zahlen von Kanton zu Kanton stark variieren. Der Bundesrat beantragte die Annahme
der Motion und zeigte sich bereit, im Rahmen der zweiten Etappe der RPG-Revision die
Vorgaben an die kantonalen Richtpläne im Bereich Landwirtschaftschutz zu
konkretisieren und eine bessere Abstimmung von Siedlungsentwicklung und
Kulturlandnutzung zu gewährleisten. Dies soll geschehen, indem die Mittel des
Infrastrukturfonds erst zur Verfügung gestellt werden, wenn das Kulturland angemessen
geschützt wird. Gemäss Antrag des Bundesrates nahm der Nationalrat die Motion in der
Wintersession stillschweigend an. 21

MOTION
DATUM: 17.12.2010
MARLÈNE GERBER
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Umweltschutz

Naturschutz

En début d’année, le Conseil fédéral a rayé la révision partielle de la loi sur la
protection de la nature et du paysage (LPN) du programme de législature 2004-2007.
Il a fondé sa décision sur la faiblesse des finances fédérales, malgré que le projet ait été
favorablement accueilli en consultation. L’économie prévue est de 10 millions de
francs. La révision de la loi prévoit la création de 1 ou 2 parcs naturels, 8 à 10 parcs
régionaux et 3 à 5 parcs de loisirs. Ce report a entraîné le dépôt d’une série objets
parlementaires pour forcer le Conseil fédéral à reprendre le dossier. Une pétition du
Groupement suisse pour les régions de montagne, soutenue par la Commission
internationale pour la protection des Alpes, le Club alpin suisse et les communes
membres de l’Alliance des Alpes, a été déposée à Berne. Paraphée par les présidents de
340 communes suisses, elle tentait de convaincre le parlement de remettre le dossier
parmi ceux prioritaires. Saisies par une motion Marty (prd, TI) (Mo. 04.3048), les
chambres ont désavoué le Conseil fédéral et l’ont obligé à présenter immédiatement la
révision de la LPN.
Pour faire plus de pression sur le Conseil fédéral, le PDC, le PS, les Verts et Hassler (udc,
GR) ont déposé des initiatives parlementaires (Iv. Pa. 04.406, 04.407, 04.408 et
04.411) 22

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.2004
PHILIPPE BERCLAZ

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Sport

Die Kandidatur für olympische Winterspiele im Jahr 2022 in der Schweiz nahm im
Berichtsjahr klare Züge an. Mit dem Programm „Graubünden 2022“ bereitete der
gleichnamige Verein eine konkurrenzfähige Kandidatur vor, welche den vergangenen
olympischen Wettbewerben sportlich in keiner Hinsicht unterlegen sein sollte, jedoch
dem zunehmenden Gigantismus Einhalt gebieten wollte. Die Winterspiele der XXIV.
Olympiade sollten an den Standorten Davos und St. Moritz stattfinden, so die Vision
zahlreicher Mitstreiter unter der Führung von Präsident und Ex-Nationalrat Tarzisius
Caviezel und Direktor Gian Gilli. Die Kandidatur sollte je zu einem Drittel durch den
Bund, durch die Kantone und Gemeinden sowie durch die Schweizer Privatwirtschaft
finanziert werden. Ende Mai wurde das Konzept im Sportparlament von Swissolympic
besprochen und mit 76:0 Stimmen gutgeheissen. Später sollten die Bündner
Kantonsbevölkerung und die Einwohnerinnen und Einwohner von Davos und St. Moritz
zum Thema abstimmen. Im Juli wurde bekannt, dass die Investitionskosten für eine
erfolgreiche Durchführung der Spiele auf rund 1.5 Mia. CHF geschätzt wurden, die
Gesamtkosten wurden auf 2.8 Mia. CHF geschätzt. Allein das Kandidaturbudget sollte
gut 60 Mio. CHF verschlingen, wesentlich mehr als vorerst angenommen. Der Bund
müsste vom ganzen Budget gut 1.3 Mia. CHF übernehmen. Diese hohen Kosten waren
ein Grund für die skeptische Haltung, welche trotz aller Euphorie immer wieder spürbar
wurde. Zudem waren in der jüngeren Vergangenheit zwei Kandidaturprojekte für 1988 in
Chur und 2010 in Bern an der Urne recht deutlich verworfen worden (77% Nein für Chur
und 78% Nein für Bern). Ob eine Bündner Kandidatur vom Volk goutiert würde, war alles
andere als klar. Die Kandidatur von Sion 2006 wurde zwar damals von der Bevölkerung
unterstützt, wurde aber vom Internationalen Olympischen Komitee bei der Vergabe
nicht berücksichtigt. Der Bündner Regierungsrat hatte sich Anfang September mit einer
Botschaft an das Kantonsparlament gerichtet. Die Bündner Regierung stellte sich hinter
die Kandidatur. In der Botschaft wurden konkrete Angaben über Investitionsprojekte im
Kanton gemacht. Auch der Termin für die kantonale Abstimmung wurde fixiert: Am 3.
März 2013 sollen sich die Bündnerinnen und Bündner an der Urne äussern. Zeitgleich
wurde das Unterstützungskomitee konstituiert. Neben Persönlichkeiten aus der
Sportwelt nahmen diverse Bundesparlamentarier Einsitz: Die Nationalräte Heinz Brand
(svp) und Hansjörg Hassler (bdp) sowie die Ständeräte Stefan Engler (cvp) und Martin
Schmid (fdp). Widerstand regte sich indes in den Reihen der SP Kantonalsektion,
welche sich gegen eine Kandidatur ausgesprochen hatte. So formierte sich Anfang
Oktober eine Gegenbewegung „Olympiakritisches Graubünden“, welcher Nationalrätin
Semadeni (sp, GR) vorstand und die sich aus der Vereinigung Bündner
Umweltorganisationen, der SP, der Juso und Verda-Grünes Graubünden
zusammensetzte. Das Komitee wehrte sich gegen hohe Ausgaben, gegen ein Diktat des
IOC und gegen unvorhersehbare Probleme durch den Anlass selbst. Namentlich in
puncto Ausgaben spielte die schlechte finanzielle Situation Graubündens den Gegnern

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.12.2012
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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in die Hände – was sich als Hauptargument in deren Kampagne beobachten liess. Der
Bundesrat zeigte sich Mitte Oktober einer Kandidatur positiv eingestellt und
verabschiedete den Bundesbeschluss über die Beiträge des Bundes an die Winterspiele
2022. Für die Finanzierung der Kandidatur beantragte die Regierung 30 Mio. CHF. Der
Kredit sollte unter der Bedingung frei gegeben werden, dass sich Graubünden und
Swiss Olympic mit mindestens je 15 Mio. CHF an den Kandidaturkosten von 60 Millionen
Franken beteiligen. Ein weiterer Verpflichtungskredit betraf die Durchführung der
Spiele selbst. Der Bundesrat war bereit, 1 Mia. CHF der ungedeckten Kosten zu
übernehmen. Eine erste Reaktionsrunde zeigte, dass die Linke und die Grünen, sowie
die Christdemokraten, auch auf Bundesebene skeptisch waren. Ende Oktober zeigte
eine repräsentative Umfrage, dass fast 55% der Schweizerinnen und Schweizer hinter
einer Kandidatur stehen würden. Vor allem die jüngere Bevölkerung und Personen aus
dem erweiterten Alpenraum stünden einer Kandidatur offen gegenüber. Fast
gleichzeitig publizierte der Trägerverein eine neue Machbarkeitsstudie, welche dem
Anlass eine Bruttowertschöpfung von rund 4 Mia. CHF prognostizierte. Anfang
Dezember kam die Vorlage des Bündner Regierungsrates ins Parlament, wo das Projekt
gegen den Widerstand der SP-Fraktion angenommen, die Defizitgarantie des Kantons
allerdings gestrichen wurde. Organisation und Durchführung der Spiele seien Sache des
Bundes. Gleichzeitig wurde in der Presse bekannt, dass angeblich 43% der Bündner
Bevölkerung für die Kandidatur seien und ebenso viele dagegen, wobei der Rest noch
unentschieden sei. Die Fronten waren also nicht nur im Parlament verhärtet. Gegen
Ende Jahr zeichnete sich ab, dass ein Ja an der Abstimmung vom folgenden März 2013
alles andere als klar sei. Im Abstimmungskampf standen sich Befürchtungen über ein
finanzielles Fiasko den euphorischen Hoffnungen auf eine erneuerte Infrastruktur,
einen Tourismusboom und der Schaffung neuer Arbeitsplätze gegenüber. 23

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Buchmarkt

Die kleine Kammer beschäftigte sich im Berichtsjahr als Zweitrat mit dem Entwurf zum
Bundesgesetz über die Buchpreisbindung, welcher für den Buchverkauf während einer
Mindestdauer von 18 Monaten eine obligatorische Preisanbindung an einen von Verleger
oder Importeur festgelegten Fixpreis vorsieht. Im Sinne der Kommission für Wirtschaft
und Abgaben des Ständerates (WAK), welche argumentierte, dass sich das Gesetz zwar
auf den Strukturpolitik-, jedoch nicht auf den Kulturförderungsartikel stützen könne,
strich der Ständerat den Verweis zur Kulturpolitik aus der Präambel. Weiter wurde
einem Antrag Frick (cvp, SZ) zugestimmt, welcher entgegen der vorberatenden
Kommission dafür eintrat, auf aus dem Ausland zugestellte Bücher und auf den in der
Schweiz getätigten Internethandel keine Preisregulierung vorzusehen. Die Befürworter
dieses Zusatzes äusserten Bedenken zur Praktikabilität einer Preisregulierung des
Internethandels und waren der Ansicht, dass dies gegen das Freihandelsabkommen
verstossen würde. Ein Antrag Sommaruga (sp, BE), welcher sich gegen diese
Ausnahmeregelung stellte, da dies eine Wettbewerbsbenachteiligung für den Schweizer
Buchmarkt darstelle, unterlag mit 16 zu 23 Stimmen. Die Kantonskammer schuf eine
weitere Differenz zum Nationalrat – in diesem Fall auf Anraten ihrer Kommission: Da es
in den Augen der Mehrheit dem Preisüberwacher überlassen sei, den Buchpreis zu
regulieren, sprach sich der Rat bei importierten Büchern gegen die Festlegung einer
fixen Preisbandbreite von 100 bis 120 Prozent des ursprünglichen Verkaufspreises aus.
In letzterem Punkt schloss sich der Nationalrat, welcher das Geschäft zur
Differenzbereinigung in der Wintersession behandelte, denn auch dem Ständerat an. Er
blieb aber bei seiner Version der Präambel, mit der Begründung, dass das Buch nicht
nur Wirtschafts-, sondern auch Kulturgut sei. Was die Ausnahmeregelungen von der
Preisregulierung betraf, sprach er sich erneut für eine abweichende Lösung aus. Er
folgte mit 106 zu 73 Stimmen dem Antrag einer Kommissionsminderheit Hassler (bdp,
GR), welche sich für die Streichung des betreffenden Zusatzes und somit für eine
vollständige Preisregulierung aussprach. Dieses Anliegen wurde insbesondere von den
Grünen, der SP und von einem Grossteil der CVP unterstützt. 24
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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Konservative und Rechte Parteien

Die Gründung der BDP erfolgte zunächst in drei Kantonen: Im Juni in Graubünden
(zuerst unter dem Namen BPS, der nach einer Namensstreitigkeit mit einer Kleinpartei
wieder aufgegeben wurde) und in Bern, im August in Glarus. Durch Übertritte von
bisherigen SVP-Vertretern in kantonalen Parlamenten und Regierungen verfügte die
BDP schon bald über rund 50 Sitze in kantonalen Parlamenten und vier Sitze in
kantonalen Regierungen (2 in Graubünden und je einen in Bern und Glarus). Als
Kleinpartei war die BDP in der speziellen Situation, auf Anhieb zwei Vertreter, Samuel
Schmid und Eveline Widmer-Schlumpf, im Bundesrat zu haben. Schmids Sitz ging aber
nach seinem Rücktritt zurück an die SVP. Im nationalen Parlament konnte die BDP mit
vier Vertretern im Nationalrat (Hansjörg Hassler, Brigitta Gadient, Ursula Haller und
Hans Grunder) und einem Ständerat (Werner Luginbühl) bis Ende des Jahres keine
eigene Fraktion bilden. 25

PARTEICHRONIK
DATUM: 20.09.2008
SABINE HOHL

Im September wählte die BDP-Fraktion, die erst mit der Wahl des Glarner Nationalrats
Martin Landolt Anfang 2009 Fraktionsstärke erreicht hatte, Hansjörg Hassler (GR) zum
neuen Fraktionspräsidenten. Er löste die nicht mehr kandidierende Brigitta Gadient
(GR) ab. 26

PARTEICHRONIK
DATUM: 21.09.2011
MARC BÜHLMANN

Nach dem Ausschluss der Bündner Sektion aus der SVP und der Solidarisierung von
Teilen der Glarner und der Berner SVP mit den Bündnern war es 2008 zur Gründung der
BDP gekommen. Bis zum nationalen Wahltermin hatte die Partei erfolgreich einige
kantonale Wahlen bestritten: In den drei Gründerkantonen erhielt sie über 15% der
Wählerstimmen und auch in den Kantonen Aargau (2009), Zürich, Freiburg und Basel-
Landschaft war sie in der kantonalen Legislative vertreten. Insgesamt waren 16
kantonale Sektionen aufgebaut worden – darunter die 2011 gegründeten Sektionen in
der Waadt und Basel-Stadt – die sich alle zum ersten Mal an den Nationalratswahlen
beteiligten. In der Innerschweiz (UR, OW, NW, ZG), in Schaffhausen, den beiden
Appenzell, im Tessin sowie in Genf und Jura war die neue Mittepartei noch nicht
organisiert und trat nicht an. Durch Parteiwechsel hatte die BDP bereits vor den Wahlen
über je zwei Nationalratsmandate aus den Kantonen Bern und Graubünden, aufgrund
von Nachwahlen über ein Glarner Mandat, verfügt. Der Sitz aus Glarus war praktisch
unbestritten und wurde locker verteidigt (61,7%). In Bern wurde die Sitzzahl verdoppelt
(neu: 4 Sitze). Ein Siebtel der Berner Wählerschaft entschied sich für die BDP (14,9%). In
Graubünden konnte hingegen nur einer der beiden Sitze gehalten werden. Der BDP-
Mann Hansjörg Hassler erzielte zwar das beste Resultat aller Kandidierenden, ein
Wähleranteil von 20,5% reichte aber nicht für einen zweiten Sitz. Sitzgewinne konnte
die BDP hingegen in den Kantonen Zürich (neu 2 Sitze, 5,3%) und Aargau (neu 1 Sitz,
6,1%) feiern. Die Wählergewinne in den kleineren Kantonen Luzern (2,1%), Schwyz
(3,4%), Solothurn (4,4%), Basel-Stadt (2,2%), Basel-Landschaft (6,4%) St. Gallen (3,8%)
und Thurgau (5,0%) reichten hingegen nicht für ein Mandat. Nur wenige Wähler
vermochte die BDP in der Romandie zu mobilisieren: Wähleranteile von 1,9% in
Freiburg, 0,8% im Kanton Waadt, 0,6% im Kanton Wallis und 1,5% im Kanton Genf
reichten ebenfalls nicht für einen Nationalratssitz. Mit total neun Sitzen und einem
gesamtschweizerischen Wähleranteil von 5,4% erreichte die BDP Fraktionsstärke. 27

WAHLEN
DATUM: 23.10.2011
MARC BÜHLMANN

Die BDP stehe – wie andere Parteien auch – wahrscheinlich vor einer Durststrecke,
warnte Parteipräsident Martin Landolt (GL) an einem Vortrag Anfang März in Bern. Es
werde schwierig werden, bei den eidgenössischen Wahlen 2015 den Status quo zu
halten. Dies auch deshalb, weil die konstruktive, sachorientierte Politik der BDP in den
Medien keine Aufmerksamkeit erhalte und die BDP deshalb in Umfragen auch kaum mit
konkreten Themen in Verbindung gebracht werde. Die Sitze zu halten wird auch deshalb
schwer, weil voraussichtlich mehrere Schwergewichte der Partei zu den Wahlen 2015
nicht mehr antreten werden – so etwa Ursula Haller (BE) oder Hansjörg Hassler (GR). Ein
Ersatz dieser Abgänge sei aufgrund der jungen Strukturen der Partei schwierig, wurde in
den Kommentarspalten der Medien gemutmasst. Auch Parteimitgründer Hans Grunder
(BE) hatte sich eigentlich einen Rücktritt überlegt, er wolle aber noch einmal
kandidieren, um Gegensteuer gegen rechts geben zu können. Mitte Oktober gab

WAHLEN
DATUM: 05.03.2014
MARC BÜHLMANN

01.01.65 - 24.04.24 11ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Parteipräsident Landolt an, vor allem in jene Kantone investieren zu wollen, wo noch
Wachstumschancen bestünden. Zudem sollen mit der CVP möglichst viele
Listenverbindungen eingegangen werden. Ende Jahr wurde der Berner Nationalrat
Lorenz Hess zum Wahlkampfleiter erkoren. Der Wahlauftakt soll Anfang 2015 in
Winterthur erfolgen. 28
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